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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

A. Problem 

1. § 44 Satz 3 des Beamtenrechtsrahmengesetzes schreibt vor, 
daß den Beamten im Bereich der Inneren Sicherheit und im 
ärztlichen Dienst an Krankenhäusern Mehrarbeitsvergü-
tung für gegenwärtig höchstens 60, vom 1. Januar 1982 bis 
31. Dezember 1982 für höchstens 50 und von da an für höch-
stens 40 Stunden Mehrarbeit im Monat gezahlt werden 
kann. Bis Ende 1979 konnten noch für 80 Stunden Mehrar-
beit im Monat vergütet werden. 

Bei Angestellten und Arbeitern bestehen für die Vergü-
tungsfähigkeit von Überstunden nach wie vor keine Stun-
denbegrenzungen. 

Die Höchstgrenzen von 50 bzw. 40 vergütungsfähigen Mehr-
arbeitsstunden pro Monat bei Beamten sind vor dem Hin-
tergrund der bisherigen Erfahrungen unzureichend; sowohl 
im Polizeivollzugs- als auch im ärztlichen Dienst kann da-
mit der tatsächlich erforderliche Bedarf an Mehrarbeit 
nicht abgedeckt werden, so daß Gefahren für die ärztliche 
Versorgung in den Krankenhäusern und für die Sicher-
heitslage entstehen können. 

2. Der amtsärztliche Dienst muß entlastet werden. Die Rege-
lung des § 48 a Abs. 1 Buchstabe b des Beamtenrechtsrah-
mengesetzes zwingt zur Anforderung amtsärztlicher Gut-
achten, wenn Beamten Teilzeitbeschäftigung oder Beurlau-
bung zur Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger gestat-
tet werden soll. Die vorgeschlagene Lockerung des Rah-
menrechts soll den Ländern — ohne Verpflichtung — er-
möglichen, weniger aufwendige Verfahrensweisen einzu-
führen. 
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B. Lösung 

1. Durch Änderung des Rahmenrechts wird Bund und Län-
dern gestattet, den gesetzlich vorgeschriebenen weiteren 
Abbau der vergütungsfähigen Mehrarbeit in den Bereichen 
der Inneren Sicherheit und im ärztlichen Dienst an Kran-
kenhäusern auf 50 bzw. 40 Stunden pro Monat für eine 
Übergangszeit von drei Jahren auszusetzen. In dieser Zeit 
soll die gegenwärtige Höchstgrenze von 60 Mehrarbeits-
stunden pro Monat, die gegenüber dem Ausgangspunkt von 
80 Stunden bereits erheblich herabgesetzt ist, beibehalten 
werden können. 

2. Die Pflegebedürftigkeit kann — ohne Nachteil für den 
Dienstherrn — grundsätzlich auch ein frei praktizierender 
Arzt feststellen. Der Amtsarzt soll nur mehr in Zweifelsfäl-
len eingeschaltet werden. 

Die durch das Rahmenrecht getroffene Bindung des Lan-
desgesetzgebers soll für diese reine Verfahrensfrage entfal-
len. 

C. Alternativen 

1. Die Ausbringung zusätzlicher Planstellen in den genannten 
Bereichen kann wegen der Verlaufzeiten der Ausbildung 
frühestens nach der vorgesehenen Übergangszeit Abhilfe 
schaffen. Außerdem sind angesichts der Lage der öffentli-
chen Haushalte Stellenmehrungen nur in sehr beschränk-
tem Umfang möglich. Im Bereich des ärztlichen Dienstes an 
Krankenhäusern kann auf den Einsatz langjährig qualifi-
zierter Ärzte nicht beliebig verzichtet werden. Stellenmeh-
rungen an Krankenhäusern würden im übrigen den Bemü-
hungen um eine Kostendämpfung bei der Krankenhausbe-
handlung entgegenlaufen. 

2. keine 

D. Kosten 

1. Die in Abschnitt B Nr. 1 vorgeschlagene Lösung hat keine 
Auswirkungen auf die Haushaltsansätze für Mehrarbeits-
vergütungen, da diese Ansätze auf der gegenwärtig gelten-
den Höchstgrenze von 60 Stunden im Monat beruhen. 

2. Durch den Verzicht auf amtsärztliche Gutachten wird der 
staatliche Gesundheitsdienst entlastet. Die Maßnahme 
wirkt — wenn auch in bescheidenem Rahmen — kostensen-
kend. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Be-
amtenrechts (Beamtenrechtsrahmengesetz) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. Januar 1977 
(BGBl. I  S. 21), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. Juni 1981 (BGBl. I S. 553), wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 44 Satz 4 erhält folgende Fassung: 

„In einer durch andere Maßnahmen nicht zu be-
seitigenden Ausnahmesituation kann in den Be-
reichen der Inneren Sicherheit und im ärztlichen 
Dienst an Krankenhäusern mit Zustimmung der 
obersten Dienstbehörde und des Ministers (Se-
nators) der Finanzen in den Fällen des Satzes 3 
darüber hinaus Mehrarbeitsvergütung wie folgt 
gezahlt werden: 

Vom 1. Januar 1982 bis 31. Dezember 1984 
bis höchstens sechzig Stunden im Monat, 

vom 1. Januar 1985 bis 31. Dezember 1985 
bis höchstens fünfzig Stunden im Monat."  

2. In Artikel 48 a Abs. 1 Buchstabe b werden die 
Worte „nach amtsärztlichem Gutachten" gestri-
chen. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

Bonn, den 25. März 1982 
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Begründung 

A. Allgemeines 

1. Durch Artikel I und II des Gesetzes zur Ände-
rung beamtenrechtlicher Vorschriften vom 
12. Dezember 1973 (BGBl. I  S. 1853) war für die 
Gewährung von Mehrarbeitsvergütung an Be-
amte im Beamtenrechtsrahmengesetz sowie im 
Bundesbeamtengesetz die Regelung geschaffen 
worden, daß Mehrarbeitsvergütung grundsätz-
lich nur für einen Zeitraum bis zu 40 Stunden, 
aber in einer durch andere Maßnahmen nicht zu 
beseitigenden Ausnahmesituation mit Zustim-
mung der obersten Dienstbehörde und des zu-
ständigen Finanzministers (-senators) auch für 
bis zu 80 Stunden im Monat gezahlt werden 
konnte. Diese Bestimmung, die auf einer Ge-
setzesinitiative des Bundesrates beruhte, war 
bis zum 31. Dezember 1977 befristet. Inhalt und 
Befristung der Regelung entsprachen der dama-
ligen Situation, in der es darum ging, sowohl den 
Notwendigkeiten der Praxis als auch dem 
Schutz der betroffenen Beamten gerecht zu 
werden und darüber hinaus personalwirtschaft-
liche Maßnahmen einzuleiten, die einen Abbau 
dieser Ausnahmeregelung ab 1978 ermöglichen 
sollten. 

Beobachtungen bei Bund und Ländern führten 
indessen zu dem Ergebnis, daß eine Ausnahme-
regelung für die Bereiche der Inneren Sicher-
heit sowie im ärztlichen Dienst an Krankenhäu-
sern über das Jahr 1977 hinaus erforderlich war. 
Aus diesem Grunde wurde die durch das Gesetz 
vom 12. Dezember 1973 geschaffene Ausnahme-
regelung für diese Bereiche durch Artikel V § 2 
des 8. Gesetzes zur Änderung beamtenrechtli-
cher und besoldungsrechtlicher Vorschriften 
vom 26. Juni 1978 (BGBl. I S. 869) verlängert. Die 
Verlängerung wurde bei gleichzeitiger jährli-
cher Abstufung der Höchstgrenze für vergü-
tungsfähige Mehrarbeit bis zum 31. Dezember 
1982 befristet. Die Befristung bei gleichzeitiger 
degressiver Herabsetzung wurde vom Bundes-
gesetzgeber mit arbeitsmarktpolitischen Argu-
menten und der Fürsorgepflicht gegenüber den 
betroffenen Beamten begründet. Den von den 
Ländern bereits damals vorgetragenen Beden-
ken gegen eine Abschaffung der Ausnahmere-
gelung für die genannten Sonderbereiche 
wurde nicht Rechnung getragen. 

2. Eine auf 60 Stunden je Monat eingeschränkte 
Ausnahmeregelung für die Gewährung von 
Mehrarbeitsvergütungen an Beamte in den Be-
reichen der Inneren Sicherheit sowie im ärztli-
chen Dienst an Krankenhäusern ist zumindest 
noch für eine Übergangszeit von drei Jahren un-
erläßlich. 

2.1. Im Krankenhausbereich hat sich in der Vergan-
genheit gezeigt, daß die Leistung von Mehr-  

bzw. Überarbeit von mehr als 40 Stunden pro 
Monat zur Aufrechterhaltung des vollen Klinik-
betriebs unabweisbar erforderlich ist. Ursache 
dafür sind in erster Linie die in großem Umfang 
zu leistenden Bereitschaftsdienste, die aus dem 
Wesen der ärztlichen und pflegerischen Tätig-
keit folgen und deshalb nicht zu beseitigen sind. 
Hinzu kommt, daß die Universitätskliniken, wo 
der Großteil der beamteten Ärzte beschäftigt ist, 
neben der Krankenversorgung zusätzliche Auf-
gaben in Forschung und Lehre wahrzunehmen 
haben, die eine erhöhte Arbeitsbelastung ge-
rade des langjährig qualifizierten ärztlichen 
Personals mit sich bringen. Insoweit ist auch 
keine beliebige Ersetzung durch Personalmeh-
rung möglich. Außerdem würden Stellenmeh-
rungen in größerem Umfang den Bemühungen 
um eine Kostendämpfung im Krankenhausbe-
reich entgegenlaufen. Demgegenüber kann die 
Absicht, mehr Arbeitsplätze durch Abbau von 
Überstunden zu schaffen, nicht ins Gewicht fal-
len, da es im ärztlichen Bereich derzeit keine 
Arbeitslosigkeit gibt. 

Außerdem ist noch folgendes zu berücksichti-
gen: 
Da im Interesse der Patienten die ärztliche Be-
treuung nach Möglichkeit kontinuierlich durch 
ein und denselben Arzt erfolgen muß, würde ein 
Abbau der Mehrarbeit — beispielsweise auch 
durch Stellenmehrungen — zu einer erhebli-
chen qualitativen Verschlechterung der Kran-
kenversorgung führen, da ein ständiger Wech-
sel des behandelnden Arztes in der Krankenbe-
treuung erfolgen müßte. Dies gilt insbesondere 
bei kurzer Verweildauer der Patienten, die nicht 
nur wünschenswert, sondern aus Gründen der 
Kostendämpfung im Gesundheitswesen drin-
gend erforderlich ist. Außerdem erfordert jeder 
Arztwechsel grundsätzlich Zeit zur Weitergabe 
der erforderlichen Informationen über die zu 
behandelnden Patienten. Er schafft zugleich die 
Gefahr von Behandlungsfehlern, die auf Miß-
verständnissen bzw. Fehlern bei der Informa-
tionsübermittlung beruhen. Durch eine zuneh-
mende Häufigkeit des Arztwechsels würden 
beide Effekte vervielfacht. 

Eine Verringerung der Mehrarbeit auf maximal 
50 bzw. 40 Stunden im Monat würde auch die 
ärztliche Weiterbildung (Facharztanerken-
nung) in den Fächern erheblich verlängern, in 
denen ein definitiver Tätigkeitskatalog erfüllt 
werden muß. Dies hätte zur Folge, daß in der be-
amtenrechtlich möglichen Beschäftigungszeit 
eine Facharztweiterbildung nicht mehr möglich 
ist. Auch eine Erhöhung der Zahl der Assistenz-
ärzte würde daran nichts ändern, da sich hier-
durch die zur Durchführung der geforderten 
Pflichtoperationen benötigte Zeit erst recht ver-
längern würde. 
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2.2. In den Bereichen der Inneren Sicherheit spitzt 
sich in letzter Zeit die Personalsituation immer 
mehr zu. Während die Personalstärke für die 
Polizei nicht erhöht werden konnte, stiegen 
gleichzeitig die sicherheitspolitischen Anforde-
rungen. In vielen Bereichen sind zunehmend 
Großeinsätze der Sicherheitskräfte notwendig. 
Das veränderte Demonstrationsgeschehen mit 
der zunehmenden Bereitschaft zu aggressivem 
Handeln erfordert Einsatzstärken, die bislang 
in diesem Umfang nicht vorhersehbar waren. 
Außerdem fällt durch die vermehrten geschlos-
senen Einsätze ein Stundenpotential an, das we-
gen der notwendigen Dienststärken bei durch-
gehender Besetzung der Dienststellen über Mo-
nate nicht immer durch Freizeitausgleich und 
nach Maßgabe der zum 1. Januar 1982 in Kraft 
tretenden gesetzlichen Bestimmungen über die 
Vergütung von Mehrarbeit auch finanziell nicht 
abgegolten werden kann. 

Die Einführung des Zusatzurlaubs bis zu vier 
Tagen zum Ausgleich für Schicht- und Wechsel-
schichtdienst wird im übrigen gerade in den Be-
reichen der Inneren Sicherheit zu einem Perso-
nalausfall führen, der jedenfalls in einer Über-
gangszeit auch mit Überstunden abgedeckt wer-
den muß, bis zusätzliche Dienstkräfte ausgebil-
det sein werden. 

2.3. Eine Beschränkung der vergütungsfähigen 
Mehrarbeit auf 50 bzw. 40 Stunden pro Monat 
bedeutet in beiden Bereichen, daß die diese 
Höchstgrenze in Einzelfällen übersteigende tat-
sächlich erforderliche Mehrarbeit nicht mehr 
angeordnet werden kann. Ein voller Ausgleich 
der 40 Stunden pro Monat übersteigenden 
Mehrarbeit durch Gewährung von Freizeit ist in 
vielen Fällen nicht mehr möglich, da die Dienst-
kräfte für eine zu lange Zeit nicht zur Verfügung 

stünden. Im Ergebnis kann damit die Absen-
kung der vergütungsfähigen Mehrarbeit zu ei-
ner Beeinträchtigung der Krankenversorgung 
an den betroffenen Kliniken sowie der allgemei-
nen Inneren Sicherheit führen. Eine Erhöhung 
der Zahl der Dienstkräfte ist andererseits in bei-
den Bereichen wegen des damit verbundenen 
drastischen Anstiegs der Personalkosten und 
damit des Personalkostenanteils in den öffentli-
chen Haushalten derzeit nicht in ausreichen-
dem Maße möglich. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften. 

1. Artikel 1 Nr. 1 begrenzt die vergütungsfähige 
Mehrarbeit in den Bereichen der Inneren Si-
cherheit und im ärztlichen Dienst an Kranken-
häusern auf höchstens 60 Stunden pro Monat. 
Diese Zahl liegt zwischen der früheren Ausnah-
mehöchstgrenze von 80 Stunden pro Monat und 
dem Regelgrenzwert von 40 Stunden pro Monat. 
Sie ermöglicht dadurch einerseits einen flexi-
blen, den jeweiligen Erfordernissen des Dien-
stes angepaßten Einsatz und verhindert auf der 
anderen Seite eine unzumutbare Belastung, die 
mit der Fürsorgepflicht nicht vereinbar wäre. 

Die Befristung auf eine Übergangszeit trägt 
dem Umstand Rechnung, daß die Zahl der in 
Ausbildung stehenden Ärzte ansteigt und ein 
größeres Angebot auf dem Arbeitsmarkt entste-
hen wird. Im Bereich der Polizei können mehr 
einsatzbereite Beamte wegen der Dauer der 
Ausbildung frühestens in drei Jahren zur Verfü-
gung stehen. 

2. Durch Artikel 1 Nr. 2 wird dem Landesgesetzge-
ber die Möglichkeit eröffnet, auch im Bereich 
des Beamtenrechts zur Entlastung des staatli-
chen Gesundheitsdienstes beizutragen. 








